Fragen zum Umgangsrecht

 
1. Wozu ist das Umgangsrecht da und was fällt darunter? 

Das Umgangsrecht dient dazu, den Kontakt des Kindes zu den Personen, die ihm besonders nahe stehen, aufrecht zu erhalten, zu pflegen und zu fördern. Dem Kind sollen insbesondere auch nach der Trennung und Scheidung seiner Eltern die gewachsenen familiären Beziehungen soweit als möglich erhalten bleiben. Der Umgang des Kindes mit beiden Elternteilen dient in der Regel dem Wohl des Kindes und ist von besonderer Bedeutung für seine Entwicklung.
Der Umgang kann in der Form von Besuchen, durch Briefe oder durch Telefonate stattfinden.
2. Wer hat ein Umgangsrecht? 

 

Ein Recht auf Umgang haben: 
- das Kind,
- jeder Elternteil,
- die Großeltern des Kindes,
- die Geschwister des Kindes,
- der/die EhegattIn oder frühere EhegattIn eines Elternteils, der/die mit dem Kind zusammen gewohnt hat (=Stiefeltern des Kindes) und
- die Personen, bei denen das Kind längere Zeit in Familienpflege war (=Pflegeeltern des Kindes)
Weiteren Personen steht ein eigenes Umgangsrecht nicht zu. Zum Wohl des Kindes gehört aber auch der Umgang mit anderen Personen, zu denen das Kind Bindungen hat, wenn ihre Aufrechterhaltung für seine Entwicklung förderlich ist. Den Umgang mit diesen Personen haben die Eltern zu ermöglichen und zu fördern.
3. Was, wenn das Kind den Umgang mit einem Elternteil ablehnt? 

Das Umgangsrecht eines Elternteiles entfällt nicht allein deshalb, weil das Kind sich gegen den Umgang ausspricht.
Bei einer gerichtlichen Regelung des Umgangsrechts sind der Wille des Kindes im Rahmen seines wohlverstandenen Interesses und das Interesse des umgangsberechtigten Elternteils gegeneinander abzuwägen. Je älter das Kind ist und je weiter seine Persönlichkeitsentwicklung fortgeschritten ist, desto größeres Gewicht wird seinem Willen beigemessen.
Insbesondere bei jüngeren Kindern, die zu einer eigenen, abgewogenen Willensbildung noch nicht fähig sind, ist es grundsätzlich die Pflicht des Elternteils, bei dem das Kind lebt, erzieherisch auf das Kind einzuwirken und es zu ermutigen, den Kontakt zum Umgangsberechtigten zu pflegen.
4. Was, wenn ein Elternteil sein Kind nicht mehr sehen will? 

Das Kind hat ein Recht auf Umgang mit beiden Elternteilen (siehe 2.). Das Gesetz bestimmt darüber hinaus, dass jeder Elternteil zum Umgang mit seinem Kind verpflichtet ist.
Diese gesetzliche Pflicht zum Umgang soll Eltern darauf hinweisen, dass der Umgang mit ihnen für das Wohl und die Entwicklung des Kindes eine herausragende Bedeutung hat. Es soll verhindert werden, dass Eltern aus Unwissenheit über die Bedeutung des Umgangs für das Kind diesen nicht wahr nehmen.
Das Kind kann sich mit dem Wunsch, seinen Elternteil zu sehen, an das Jugendamt wenden. Das Jugendamt wird das Kind beraten und unterstützen, seinen Elternteil regelmäßig zu sehen. Das Jugendamt wird dabei mit dem Elternteil Kontakt aufnehmen und diesem erklären, wie wichtig für das Kind und seine Entwicklung der Kontakt zu beiden Elternteilen ist.
Das Kind kann auch beim Familiengericht einen Antrag stellen, über den Umfang seines Umgangsrechts mit dem Elternteil zu entscheiden. Hierbei wird das Kind vertreten. Der/Die Richter/In werden den Elternteil ebenfalls darauf hinweisen, welche Bedeutung der Umgang hat. Wenn eine Einigung zwischen dem Kind und seinem Elternteil nicht zustande kommt, wird das Gericht über den Umfang des Umgangsrechts entscheiden.
[Anmerkung: Seit 01.07.98 gibt es die Möglichkeit, daß FamilienrichterInnen für die Kinder in Streitfällen (z.B. bei Sorgerechtsprozessen) einen „Anwalt des Kindes” beauftragen. Diese Verfahrenspflegschaften übernehmen z.B. MitarbeiterInnen des Deutschen Kinderschutzbundes.]
 
 

Einige §§ zum Umgangsrecht:
 Der Umgang des Kindes mit seinen Eltern   
Gesetzestexte
§ 1684 BGB
(1) Das Kind hat das Recht auf Umgang mit jedem Elternteil; jeder Elternteil ist zum Umgang mit dem Kind verpflichtet und berechtigt.
(2) Die Eltern haben alles zu unterlassen, was das Verhältnis des Kindes zum jeweils anderen Elternteil beeinträchtigt oder die Erziehung erschwert. Entsprechendes gilt, wenn sich das Kind in der Obhut einer anderen Person befindet.
(3) Das Familiengericht kann über den Umfang des Umgangsrechts entscheiden und seine Ausübung, auch gegenüber Dritten näher regeln. Es kann die Beteiligten durch Anordnungen zur Erfüllung der in Absatz 2 geregelten Pflicht anhalten.
(4) Das Familiengericht kann das Umgangsrecht oder den Vollzug früherer Entscheidungen über das Umgangsrecht einschränken oder ausschließen, soweit dies zum Wohl des Kindes erforderlich ist. Eine Entscheidung, die das Umgangsrecht oder seinen Vollzug für längere Zeit oder auf Dauer einschränkt oder ausschließt, kann nur ergehen, wenn andernfalls das Wohl des Kindes gefährdet wäre. Das Familiengericht kann insbesondere anordnen, dass der Umgang nur stattfinden darf, wenn ein mitwirkungsbereiter Dritter anwesend ist. Dritter kann auch ein Träger der Jugendhilfe oder ein Verein sein; dieser bestimmt dann jeweils, welche Einzelperson die Aufgabe wahrnimmt.
 

Darf der Elternteil, bei dem das Kind sich aufhält, bei diesem Stimmung gegen den anderen Elternteil machen?   
Dieses Problem tritt häufig im Zusammenhang mit dem Umgangsrecht des nicht - erziehenden Elternteils auf. Gegen Anträge auf gerichtliche Festlegung eines Umgangsrechts wird vom betreuenden Elternteil nicht selten eingewandt, das betroffene Kind lehne Kontakte zum anderen Elternteil entschieden ab. Dieser Elternteil wiederum behauptet massive Beeinflussung des Kindes.
Die Frage ist geregelt in § 1684 Abs. 2 BGB :
"Elterliche Sorge, Umgangsrecht
(2) Die Eltern haben alles zu unterlassen, was das Verhältnis des Kindes zum jeweils anderen Elternteil beeinträchtigt oder die Erziehung erschwert. Entsprechendes gilt, wenn sich das Kind in der Obhut einer anderen Person befindet."
Beeinflusst also der betreuende Elternteil das Kind mit dem Ziel, dadurch die Durchführung des dem anderen Elternteils zustehenden Umgangsrechts zu vereiteln, stellt dies eine missbräuchliche Ausübung der elterlichen Sorge dar. Neben der Möglichkeit, das Umgangsrecht mit Hilfe von Zwangsgeld oder unmittelbarem Zwang nach § 33 FGG durchzusetzen, hat das Familiengericht bei einer Gefährdung des Kindeswohls in Extremfällen auch die Möglichkeit, über die elterliche Sorge gem. § 1696 BGB neu zu entscheiden.
 

Das Kind wünscht Umgang   
 

Wenn ein Kind den Umgang mit dem Elternteil wünscht, bei dem es nicht lebt, dieser einem Umgang jedoch ablehnend gegenüber steht, besteht die Möglichkeit, dass der Elternteil, bei dem das Kind lebt, in dessen Interesse auf den anderen Elternteil einwirkt, um einen Umgang herbeizuführender Elternteil, bei dem das Kind lebt, das Jugendamt um Unterstützung bittet.
Ist das Kind alt genug, kann es sich auch selbst an das Jugendamt wenden. Das Jugendamt ist gemäß § 18 Abs. 3 SGB VIII (KJHG) zur Beratung und Unterstützung bei der Ausübung des Umgangsrechtes verpflichtet. Die einzelnen Jugendämter können diese Aufgabe z.T. nur unzureichend wahrnehmen. Es kann zwar grundsätzlich auch ein Antrag beim Familiengericht gestellt werden, das dann über den Umgang entscheiden kann. Es ist jedoch fraglich, ob ein so erzwungener Umgang dem Wohl des Kindes dient. Auch dürfte ein Urteil, das einen Elternteil zum Umgang mit seinem Kind verpflichtet, nur mit Einschränkungen vollstreckbar sein. In einer solchen Situation sollte der betreuende Elternteil überlegen, wie er seinem Kind helfen kann, mit der Trauer und Wut über die Verweigerung des anderen Elternteils fertig zu werden. Im Zweifelsfall sollte auch professionelle Hilfe in Anspruch genommen werden. In einigen Städten werden spezielle Gruppen für Kinder aus Trennungs- und Scheidungsfamilien angeboten.
 

Das Kind verweigert den Umgang  
 

Das Gesetz räumt Kindern kein Umgangsverweigerungsrecht ein. Nur wenn schwerwiegende Gründe gegen einen Umgang sprechen, kann dem nicht betreuenden Elternteil dieser verwehrt werden. Das Kind (oder der betreuende Elternteil) kann sich in einem solchen Fall mit der Bitte um Hilfe an das Jugendamt werden.
 

Wohlverhaltensklausel   
 

Gemäß § 1684 Abs. 2 BGB haben die Eltern "alles zu unterlassen, was das Verhältnis des Kindes zum jeweils anderen Elternteil beeinträchtigt oder die Erziehung erschwert." Obwohl der Gesetzestext nur von einer Unterlassungspflicht spricht, wird die Wohlverhaltensklausel häufig als Handlungspflicht des betreuenden Elternteils interpretiert. So führt die vom Bundesministerium der Justiz herausgegebene Broschüre "Das neue Kindschaftsrecht" aus: "Insbesondere bei jüngeren Kindern, die zu einer eigenen, abgewogenen Willensbildung noch nicht fähig sind, ist es grundsätzlich die Pflicht des Elternteils, bei dem das Kind lebt, erzieherisch auf das Kind einzuwirken und es zu ermutigen, den Kontakt zum Umgangsberechtigten zu pflegen."
 

Sorgerechtsentzug auf Grund von Umgangsverweigerung durch betreuenden Elternteil 
 

Verweigert der betreuende Elternteil konsequent den Umgang des Kindes mit dem Vater und hält das Familiengericht die für diese Weigerung vorgetragenen Gründe für nicht beachtlich, so könnte das Familiengericht im äußersten Fall auch die Sorgerechtsregelung abändern. Vor dem Sorgerechtsentzug als der einschneidernsten Maßnahme sind aber in der Regel alle anderen rechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen. Das Familiengericht wird zunächst das Jugendamt einschalten. Danach kann es entweder ein Zwangsgeld (oder Zwanghaft) verhängen oder, dies ist umstritten, eine Umgangspflegschaft (oder Aufenthaltsbestimmungspflegschaft) einrichten. Das Sorgerecht wird dann partiell (Aufenthaltsbestimmung) von einer vom Gericht beauftragten Person ausgeübt.
 

Auskunftspflicht  
 

§ 1686 BGB (Auskunftsrecht der Eltern)
Jeder Elternteil kann vom anderen Elternteil bei berechtigtem Interesse Auskunft über die persönlichen Verhältnisse des Kindes verlagen, soweit dies dem Wohl des Kindes nicht widerspricht. Über Streitigkeiten entscheidet das Familiengericht.
 

Art der Auskünfte  
 

Zwar macht auch § 1686 BGB keinen Unterschied zwischen sorgeberechtigten und nicht sorgeberechtigten Eltern. Tatsächlich kann der sorgeberechtigte, nicht betreuende Elternteil aber auf ganz andere Art und in ganz anderem Umfang Auskünfte über das Kind erhalten (vgl. Sorgerecht). Dagegen kann der nicht sorgeberechtigte, nicht betreuende Elternteil Informationen über das Kind nur von der Mutter oder dem Kind selbst erhalten. Der betreuende Elternteil ist zur Auskunft nur verpflichtet, wenn der nicht betreuende Elternteil die gewünschte Auskunft nicht im Rahmen seines Umgangsrechts vom Kind selbst erhalten kann.
Grundsätzlich kann der nicht betreuende Elternteil über alle Umstände, die für das Befinden und die Entwicklung des Kindes wesentlich sind, Auskunft verlagen. Dazu gehören. Dazu gehören Informationen über die schulische und berufliche Laufbahn oder die Erziehung des Kindes. Der nicht betreuende Elternteil kann auch eine Überlassung von Fotografien verlangen, wenn er den Umgang mit dem Kind nicht wahrnehmen kann oder darf. Der Vater kann keine Auskunft über die höchstpersönlichen Angelegenheiten des Kindes verlangen, in denen es alleine entscheiden darf. Der betreuende Elternteil kann z.B. nicht verpflichtet werden, über Arztbesuche, das soziale oder politische Engagement oder die freundschaftlichen und familiären Kontakte gegen den Willen eines fast volljährigen Kindes Auskunft zu erteilen.
 

Pflichten und Rechte des nicht betreuenden Elternteils  
 

Der nicht betreuende Elternteil ist nach § 1684 BGB zum Umgang mit dem Kind verpflichtet. Er kann auf das dieser Pflicht korrespondierende Recht zum Umgang auch nicht verzichten. Bei Art und Umfang des Umgangs gilt, dass die Eltern Art und Umfang des Umgangs vereinbaren können. Neben dem persönlichen Besuchskontakt, der in der Regel nicht beim sorgeberechtigten Elternteil stattfinden sollte, kommen auch telefonische und briefliche Kontakte in Frage. Der Umfang des Umganges richtet sich nach den Umständen des Einzelfalles, wie dem Alter des Kindes, der Intensität des bisherigen Besuchskontakts oder der räumlichen Entfernung zwischen den Wohnorten von nicht betreuendem Elternteil und Kind.
 

Umgangsrecht und Unterhaltsrecht
 

Grundsätzlich sind Umgang und Unterhalt voneinander zu trennen. Weder verliert ein nicht betreuender Elternteil sein Umgangsrecht, wenn er seinen Unterhaltsverpflichtungen nicht nachkommt, noch mindert oder erhöht sich seine Unterhaltsverpflichtung, wenn er seiner Verpflichtung zum Umgang mit dem Kind nicht nachkommt.
 

Umgangsrecht v. Großeltern, Geschwistern, Stief- und Pflegeeltern  
 

§ 1685 BGB
(1) Großeltern und Geschwister haben ein Recht auf Umgang mit dem Kind, wenn dieser dem Wohl des Kindes dient.
(2) Gleiches gilt für den Ehegatten oder früheren Ehegatten eines Elternteils, der mit dem Kind längere Zeit in häuslicher Gemeinschaft gelebt hat, und für Personen, bei denen das Kind längere Zeit in Familienpflege war.
(3) § 1684 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend
 
 

Regensburg, 04.April 2005 – Jürgen Reicherseder
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